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Vorblatt 


Änderung 

und Ergänzung des Bundeskindergeldgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Leistungssystem des Bundeskindergeldgesetzes ist seit 1965 
nicht mehr verbessert worden. Zahlreiche Personen mit zwei 
Kindern haben den Anspruch auf Zweitkindergeld verloren, weil 
ihr Einkommen die maßgebliche, 1965 nur geringfügig erhöhte 
Einkommensgrenze überstiegen hat. Außerdem ist der Realwert 
des Kindergeldes infolge der Preisentwicklung gesunken. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht für die Zeit vom 1. September 1970 an 
die Anhebung der für das Zweitkindergeld maßgeblichen Ein- 
kommensgrenze von 7800 DM auf 13 200 DM jährlich und die 
Erhöhung des für das dritte Kind gewährten Kindergeldes um 
10 DM monatlich vor. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die Anhebung der Einkommensgrenze beim Zweitkindergeld 
führt 

im Jahre 1970 zu einem Mehraufwand 

von 66,7 Millionen DM und 

im Jahre 1971 zu einem Mehraufwand 

von 200,0 Millionen DM. 
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Die Erhöhung des Kindergeldes für das dritte Kind bewirkt 
einen Mehraufwand 

im Jahre 1970 in Höhe von 70,4 Millionen DM und 
im Jahre 1971 in Höhe von 21 1,2 Millionen DM. 

Die Erhöhung des Kinderzuschlags nach § 33 b Abs. 5 Satz 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes, die sich mit der Erhöhung des 
Drittkindergeldes ohne weiteres ergibt, bewirkt folgenden 
Mehraufwand: 

im Jahre 1970 2,7 Millionen DM, 
im Jahre 1971 8,0 Millionen DM. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über die von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwürfe eines Gesetzes zur Änderung des Bundeskinder- 
geldgesetzes 

— Drucksachen VI/86, VI/903 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundeskindergeldgesetzes 

— Drucksache VI/939 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Stommel 


I. Allgemeines 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
behandelte in seiner Sitzung am 23. September 1970 
die ihm vom Plenum des Deutschen Bundestages in 
seiner 13. Sitzung am 26. November 1969 und in 
seiner 64. Sitzung am 16. September 1970 überwiese- 
nen Vorlagen. Mitberatend wurden diese Vorlagen 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung sowie 
dem Haushaltsausschuß nach § 96 GO überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung be- 
handelte die Vorlagen in seiner Sitzung am 17. Sep- 
tember 1970. Er hat sich dabei auf Artikel 2 des 
CDU/CSD-Entwurfs bzw. Artikel 3 des Regierungs- 
entwurfs (Änderung der RVO) beschränkt und nach 
Ablehnung des CDU/CSU-Entwurfs Artikel 3 in der 
Fassung des Regierungsentwurfs bei zahlreichen 
Stimmenthaltungen angenommen. Ferner hat der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung auf Grund 
des Schreibens des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Arbeit vom 16. Juni 1970 eine Lösung für die dort 
angesprochenen Probleme der Rückzahlung von Kin- 
dergeld bei rückwirkender Bewilligung von Renten 
und der Erweiterung des für das gesamte Sozial- 
leistungsrecht geltenden Pflegekindbegriffes vorge- 
schlagen, Der Haushaltsausschuß wird seinen Be- 
richt nach § 96 GO gesondert erstatten. 


Zu Beginn der Beratungen im Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit erklärte die CDU/ 
CSU-Fraktion, daß der von ihr eingebrachte Gesetz- 
entwurf zur Änderung des Bundeskindergeldgeset- 
zes -- Drucksache W86 — durch die später einge- 
brachte Gesetzesvorlage — Drucksache VI/903 — 
als erledigt anzusehen sei. Gegen die Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU beschloß der Ausschuß, den 
Regierungsentwurf — Drucksache VI/939 — seinen 
Beratungen zugrunde zu legen. 

Der Ausschuß hat sich bei seiner Einzelberatung 
gegen die Stimmen der CDU/CSU für die unver- 
änderte Annahme des Regierungsentwurfs ausge- 
sprochen und die weitergehenden Anträge der CDU/ 
CSU entsprechend der Vorlage — Drucksache 
VI/903 — abgelehnt. Der Ausschuß hat ferner bei der 
Beratung des § 10 Abs. 1 BKGG den von der CDU/ 
CSU gestellten Alternativantrag, über den Regie- 
rungsentwurf hinaus wenigstens auch eine Erhö- 
hung des Kindergeldes für das vierte Kind um mo- 
natlich 10 DM zu beschließen, abgelehnt. Die CDU/ 
CSU-Fraktion wies bei der Begründung ihres An- 
trags daraufhin, daß die benötigten Mehraufwen- 
dungen für 1970 aus dem vorliegenden Etat bereit- 
gestellt werden könnten. Für die Folgekosten der 
Jahre 1971 und der weiteren Jahre müßten auch die 
höheren Steuereinnahmen als Deckung in Erwägung 
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gezogen werden. Der Ausschuß ging in seiner Mehr- 
heit jedoch davon aus, daß für die Kindergeldverbes- 
serungen nur die in der Begründung des Regierungs- 
entwurfs genannten Mittel zur Verfügung stehen. 

Der Ausschuß hat einstimmig die vom Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung empfohlene Lösung 
der von der Bundesanstalt für Arbeit aufgeworfenen 
Probleme beschlossen — vgl Besonderer Teil dieses 
Berichtes — . Die Mehraufwendungen, die dem Bund 
durch die Erweiterung des Pflegekindbegriffs ent- 
stehen (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b), dürften durch 
die Neuregelung des Konkurrenzverhältnisses (Arti- 
kel 1 Nr. 4 Buchstabe b) aufgewogen werden. 

Bei der Behandlung des Regierungsentwurfs, der 
die Änderung des § 7 Abs. 7 und des § 8 Abs. 4 
BKGG betrifft, bestand Übereinstimmung, daß es 
sich lediglich um formale Änderungen handelt und 
die Frage offen bleiben soll, ob noch ein Bedürfnis 
für die Aufrechterhaltung der in diesen Vorschriften 
enthaltenen Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen besteht. 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, die Bundes- 
regierung zu ersuchen sicherzustellen, daß die Er- 
höhung des Kindergeldes für das dritte Kind, soweit 
sie auf die Monate September bis Dezember 1970 
entfällt, den Kindergeldberechtigten noch vor Ablauf 
dieses Jahres ausgezahlt wird. 


11. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b 

Die Unterhaltsvoraussetzung des Pflegekindbe- 
griffes, die bei Inkrafttreten des Bundeskindergeld- 
gesetzes festgelegt worden ist, hat sich nicht be- 
währt. Das wirkt sich vor allem zu Lasten gering 
verdienender Pflegeeltern aus und führt häufig da- 
zu, daß die gerade bei jüngeren Kindern so wich- 
tige Betreuungsleistung der Pflegeeltern nicht ange- 
messen berücksichtigt wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b 

Bei Inkrafttreten des Bundeskindergeldgesetzes 
ist § 1541 a RVO durch § 23 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 13 BKGG ersetzt worden. Diese Regelung ist 
insofern enger als die des § 1541 a RVO, als sie der 
Kindergeldkasse den Rückgriff auf die für die Zeit 
des Rentenverfahrens nachzuzahlenden Kinderzu- 
lagen und Kinderzuschüsse nicht für den Fall ermög- 
licht, daß der Kindergeldempfänger und der Renten- 
berechtigte nicht identisch sind. Diese Einschränkung 
ist sachlich nicht gerechtfertigt, zumal auch die Aus- 
schlußvorschrift des § 8 BKGG unabhängig davon 


gilt, ob der Kindergeldberechtigte und der Renten- 
berechtigte identisch sind oder nicht. Insofern bedarf 
die Rückgriffsmöglichkeit der Kindergeldkasse der 
sachlichen Erweiterung auf den Stand, der durch 
§ 1541 a RVO gewährleistet war. 

Die Regelung des § 23 Abs. 1 BKGG hat, weil sie 
für den Rückgriff der Kindergeldkasse das Instru- 
ment der Anspruchsüberleitung durch Anzeige ver- 
wendet, zu Unklarheiten darüber geführt, ob die 
Kindergeldkasse vorrangig oder nachrangig auf die 
Kinderzulagen oder Kinderzuschüsse zurückgreifen 
kann, wenn andere Sozialleistungsträger, insbeson- 
dere die Träger der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung nach § 183 Abs. 3 oder 5 RVO, ein unmittelbar 
aus dem Gesetz sich ergebendes Zugriffsrecht auf die 
Rentennachzahlung haben. Hierdurch hat sich die Ge- 
fahr ergeben, daß für die Zeit des Rentenverfahrens 
für die Kinder des Rentenberechtigten diesem oder 
dem anderen Elternteil im wirtschaftlichen Ergebnis 
weder Kinderzulage noch Kinderzuschuß verbleibt. 
Diese Unklarheit und die sich daraus ergebende 
Gefahr sollen dadurch behoben werden, daß der 
Vorrang der Kindergeldkasse entsprechend dem 
Gesichtspunkt der Spezialität umfassend festgelegt 
wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 und 10 

Die hier vorgesehenen Änderungen sind Folge- 
wirkungen aus der als Nummer 4 Buchstabe b be- 
schlossenen Neuregelung. 

Zu Artikel 3 Nr. 1 

Nach dem Wortlaut des § 183 Abs. 5 erster Halb- 
satz RVO ist es möglich, daß im Falle der Gewäh- 
rung von Berufsunfähigkeitsrente und Krankengeld 
das Krankengeld auch um die vollen Kinderzu- 
schüsse, die zur Berufsunfähigkeitsrente zu gewäh- 
ren sind, gekürzt wird, obwohl der Anspruch auf die 
Kinderzuschüsse nach § 8 Abs. 1 BKGG die Gewäh- 
rung von Kindergeld ausschließt. Durch die Ergän- 
zung des § 183 Abs. 5 RVO wird zur Vermeidung 
dieses Ergebnisses klargestellt, daß zur Kürzung des 
Kindergeldes nicht der Teil der Rente verwendet 
werden darf, der der Höhe nach dem ohne Anwen- 
dung des § 8 Abs. 1 BKGG zu zahlenden Kindergeld 
entspricht. 

Zu Artikel 5 

Da die Regelung des Konkurrenzverhältnisses 
zwischen der Kindergeldkasse und anderen Sozial- 
leistungsträgern (Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b) auch 
eine sachliche Erweiterung enthält, empfiehlt es sich, 
diese Regelung und die damit zusammenhängenden 
Regelungen (Artikel 1 Nr. 8 und 10 sowie Artikel 3 
Nr. 1) nicht rückwirkend in Kraft zu setzen. 


Bonn, den 23. September 1970 


Frau Stommel 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache W939 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. die Gesetzentwürfe — Drucksachen VI/86, VI/903 — 
durch die Beschlußfassung zu Nummer 1 für er- 
ledigt zu erklären; 

3. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu 
erklären. 


Bonn, den 23. September 1970 


Der Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Frau Stommel 

Berichterstatterin 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Bundeskindergeldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 14. April 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 265), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsent- 
gelts im Krankheitsfalle und über Änderungen des 
Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
27. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 946), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. nichteheliche Kinder,". 

b) ln Nummer 6 werden die Worte „und zu den 
Kosten ihres Unterhaltes nicht unerheblich 
beiträgt" gestrichen. 

2. In § 4 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „7800" durch 
die Zahl „13 200" ersetzt. 

3. In § 7 Abs. 7 werden die Worte „Der Bundes- 
minister für Familie und Jugend" durch die 
Worte „Der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit" ersetzt. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird aufgehoben, soweit er 
nicht bereits außer Kraft getreten ist. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 
ist Kindergeld zu gewähren, solange die Kin- 
derzulagen aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung oder die Kinderzuschüsse aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen noch 
nicht zuerkannt sind. Der Anspruch auf Kin- 
derzulagen aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung oder Kinderzuschüsse aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen geht bis zur 
Höhe des nach Satz 1 für die gleiche Zeit 
gewährten Kindergeldes auf den Bund über. 
Der Anspruchsübergang nach Satz 2 geht 
einem Anspruchsübergang oder Erstattungs- 
anspruch aufgrund anderer gesetzlicher Vor- 
schriften vor." 

c) In Absatz 4 werden die Worte „Der Bundes- 
minister für Familie und Jugend" durch die 
Worte „Der Bundesminister für Jugend, Fa- 
m.ilie und Gesundheit" ersetzt. 


5. § 9 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „uneheliches" wird durch das Wort 
„nichteheliches" ersetzt; 

b) die Worte „Feststellung der Vaterschaft oder 
der Unterhaltspflicht" werden durch die 
Worte „Anerkennung oder rechtskräftigen 
Feststellung der Vaterschaft" ersetzt. 

6. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Das Kindergeld beträgt für das zweite 
Kind 25 Deutsche Mark, für das dritte und vierte 
Kind je 60 Deutsche Mark, für das fünfte und 
jedes weitere Kind je 70 Deutsche Mark monat- 
lich." 

7. Dem § 12 Abs. 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Das gleiche gilt für die Forderung eines Berech- 
tigten oder eines nach Absatz 3 Begünstigten 
gegen ein Geldinstitut, die durch Gutschrift des 
auf sein Konto überwiesenen Kindergeldes ent- 
standen ist, für die Dauer von sieben Kalender- 
tagen seit der Gutschrift. Eine Pfändung des Gut- 
habens bei dem Geldinstitut gilt als mit der 
Maßgabe ausgesprochen, daß sie das Guthaben 
in Höhe der in Satz 2 bezeichneten Forderung 
während des dort genannten Zeitraums nicht er- 
faßt; der Berechtigte oder der nach Absatz 3 Be- 
günstigte hat dem Geldinstitut nachzuweisen, 
daß die in Satz 2 genannten Voraussetzungen 
vorliegen. Bei den Beziehern einer laufenden 
Leistung nach diesem Gesetz gilt für die Pfän- 
dung von Bargeld § 811 Nr. 8 der Zivilprozeß- 
ordnung entsprechend." 

8. In § 13 Nr. 4 werden die Worte „§ 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, 2 und 4" durch die Worte „§ 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2" ersetzt. 

9. In § 20 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „Der 
Bundesminister für Familie und Jugend" durch 
die Worte „Der Bundesminister für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit" ersetzt. 

10. § 23 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Hat der nach § 13 Rückzahlungspflichtige für 
das Kind Anspruch auf 

1. Kinderzuschlag aus der Kriegsopferversor- 
gung oder 

2. Kinderzuschlag nach besoldungsrechtlichen 
Vorschriften oder vergleichbare Leistungen 
für Kinder aufgrund eines der in den Fällen 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/1204 


des § 7 Abs. 1 bestehenden Rechtsverhält- 
nisse oder Leistungen nacli § 7 Abs. b, 

so geht dieser Anspruch bis zur Mühe des ge- 
zahlten Kindergeldes auf den Bund über.“ 

Artikel 2 

Soweit auf Grund des Artikels 1 Nr. 2 die Gewäh- 
rung von Zweitkindergeld für die Monate September 
bis Dezember 1970 beantragt wird, ist Berechnungs- 
jahr abweichend von § 4 Abs. 5 Satz 1 des Bundes- 
kindergeldgesetzes das Jahr 1969. 

Artikel 3 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. Dem § 183 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: j 

„Dem Versicherten muß jedoch ein Betrag in i 
Höhe des Kindergeldes verbleiben, das ohne An- I 
Wendung des § 8 Abs. 1 des Bundeskindergeld- ; 
gesetzes zu zahlen wäre." : 

2. § 583 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 


„(2) Die Kinderzulage beträgt monatlich min- 
destens 

für das zweite Kind 25 Deutsche Mark, 

für das dritte 

und vierte Kind je 60 Deutsrhe Mark, 

für das fünfte 

und jedes weitere Kind je70 Deutsche Mark;". 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Septem- 
ber 1970 in Kraft, jedoch treten Artikel 1 Nr. 4 
Buchstabe a mit Wirkung vom 1. Juni 1969 und 
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b, Nr. 8 und 10 sowie Arti- 
kel 3 Nr. 1 am ersten Tage des auf die Verkündung 
dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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